
B A C C H U S ,  G O T T  D E S  W E I N S  U N D  F R E U N D  D E S  L E B E N S

Vom Mann, der die Schwermut ertränkt
und geheimnisvollen Feiern, die das Gerücht zu
Gelagen und Orgien verteufelte. Bei diesen
Bacchusfeiern, schrieb der konservative römi-
sche Historiker Livius, sei «keine Untat und
keine Schandtat unterblieben». Es gebe mehr
Unzucht von Männern untereinander als mit
Frauen . . . Nichts für unerlaubt zu halten, das sei
das höchste Gebot unter ihnen («Die Weinkultur
der Römer» von Karl-Wilhelm Weber, Artemis
& Winkler).

Wer «nichts für unerlaubt zu halten» beliebt,
stellt die Obrigkeit in Frage. Die Bacchusfeiern
wurden verboten, von Julius Cäsar aber wieder
erlaubt, weil er wusste, dass es bekömmlicher ist,
dem Volk seinen – kontrollierten – Willen zu
lassen. Bacchus war eine beliebte Gottheit, weil
er nicht nur Forderungen stellte, sondern auch
etwas bot – keine Versprechungen wie Himmel
oder andere Ewigkeiten, sondern etwas Hand-
festes, Erfreuliches: Genuss.

ihre Seele», bis dreissig mit Mass, denn «vor
Trunkenheit und Saufen müsste sich der junge
Mann schlechterdings hüten», um dann mit vier-
zig den Balsam gegen das Altern zu erhalten:
«Dionysos hat ja den Menschen als heilsames
Mittel gegen den finsteren Ernst des Greisentums
die Gabe des Weins geschenkt, sodass wir wieder
jung werden und alle Schwermut vergessen.»

Doch so einfach liessen sich die Dinge natür-
lich nicht regeln. Bloss unter gleich Gestellten
wollten sich die Alten die Schwermut nicht ver-
treiben lassen, und die Jungen mochten sich von
den Freuden der Älteren nicht ausschliessen las-
sen. Was sich arrangieren liess, denn Dionysos/
Bacchus war kein Unmensch – ein Gott vielmehr,
der Sünden nicht vergibt, sondern gestattet. Kein
Wunder, dass er, Spender von Mut und Trost,
vor allem bei der ärmeren Bevölkerung beliebt
war. Es bildete sich eine Anhängerschaft, es kam
zu den berühmten Bacchanalien, frohen Festen

lem in den Augen der Obrigkeit. Deshalb ist es ihr
wichtig, den Rausch zu kontrollieren. Dem Wein-
gott war hier eine bedeutende Rolle zugedacht.
Er ist in seiner ursprünglichen Zuständigkeit für
Pflanzen und Wachstum eine der ältesten Gott-
heiten, egal, bei welchem Volk er wie geheissen
wurde. Dionysos bei den Griechen, Bacchus bei
den Römern.

Als Ziehvater der Rebe lud er sich auch Ver-
pflichtungen auf. Prohibition gab es

zwar keine, aber Einschränkun-
gen. Nach Meinung des Philoso-
phenfürsten Plato sollten «Kna-
ben bis zum achtzehnten Le-
bensjahr überhaupt keinen

Tropfen Wein trinken, indem wir
sie zugleich lehren, dass

sie nicht Feuer zu Feuer
hereinschleppen dür-

fen in ihren Leib und

Von Paul Imhof

M
ont sur Rolle, am letzten Freitag.
Traumwetter. Schüsse knallen,
Autohupen zerreissen die Mittags-
ruhe. «Da feiert wieder ein Winzer

den Abschluss der Lese», sagt Coraline de Wurs-
temberger, Inhaberin der Domaine Les Dames de
Hautecourt. Sie hat ein paar Tage vorher die letz-
ten Trauben gepresst und den Saft in die Gär-
tanks sprudeln lassen. Sie öffnet das Tor ihres
Kellers und gestattet einen Blick hinein, «nur
kurz», sagt sie, «sonst rollen Sie womöglich noch
unters Fass» . . . Und sogleich schleicht
sich Dusel in den Kopf. Das sind Gär-
gase, sie haben schon manchen Win-
zer das Zeitliche segnen lassen.

Im Rausch verliert man die Kon-
trolle – ein unseliger Zustand, vor al-
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Bosnien auf EU-Kurs bringen
Von Vreni Müller-Hemmi
und T. K. Vogel*

I
m Juli wurde unter weltweiter Anteil-
nahme des Völkermords von Srebrenica
gedacht, der 1995 die Wende im Bosnien-
krieg eingeleitet und am 21. November

nach langwierigen Verhandlungen zum Frie-
densvertrag von Dayton geführt hatte. Zehn
Jahre später wird die internationale Balkanpoli-
tik auf zwei Schauplätzen erneut auf die Probe
gestellt: in Kosovo, nominell immer noch ein
Teil Serbien-Montenegros, aber seit 1999
de facto ein Uno-Protektorat, und in Bosnien-
Herzegowina, wo die Nachkriegsordnung von
Dayton an ihre Grenzen stösst.

Verhandlungen über definitiven Status

In Kosovo will eine albanische Mehrheit die
staatliche Unabhängigkeit, der sich die serbische
Minderheit entschieden widersetzt. Die Albaner
haben ihre Geduld mit dem Uno-Provisorium
verloren. Bald wird der Uno-Sicherheitsrat auf
Grund eines Berichts entscheiden, ob die Situa-
tion in der Provinz Verhandlungen über deren
definitiven Status zulässt. Wenige zweifeln da-
ran, dass Kosovo dereinst in die Unabhängigkeit
entlassen werden wird. Falls dieser Entscheid
nicht bald fällt, dürfte sich die Unzufriedenheit
wieder, wie schon im März letzten Jahres, in Un-
ruhen entladen, was die internationale Gemein-
schaft um jeden Preis verhindern will.

In Bosnien-Herzegowina ist die Situation
noch verfahrener. Dort stehen sich als Konse-
quenz des Dayton-Abkommens zwei Teilstaaten
gegenüber. Eine der so geschaffenen «Entitä-
ten», die «Serbische Republik», versteht sich
höchst ungern als Teil des souveränen Bosnien-
Herzegowina. Sie verdankt ihre Existenz weit
gehend der ethnischen Säuberung ihres Territo-
riums von Nichtserben, wofür Srebrenica noch
heute eines der bedrückendsten Beispiele dar-
stellt. Die «Serbische Republik» hat deshalb am
meisten durch zentralstaatliche Stärkung und
Neuordnung zu verlieren. Eine solche Entwick-
lung ist aber unerlässlich, will sich das tief trau-
matisierte Land wirklich der Europäischen
Union annähern, was die einzig realistische –
wenn auch langfristige – Perspektive für eine
Besserung der katastrophalen wirtschaftlichen
und sozialen Situation darstellt.

Dayton überwinden

Die Frage einer staatlichen Neuordnung inner-
halb der international anerkannten Aussengren-
zen ist auch deshalb von brennender Aktualität,
weil der Hohe Repräsentant Paddy Ashdown auf
Anfang 2006 zurücktreten und in seiner bisheri-
gen Funktion nicht ersetzt werden wird. Auch
wenn die territoriale Integrität Bosnien-Herzego-
winas nicht zur Debatte steht, könnte die Unab-
hängigkeit Kosovos zum gleichen Zeitpunkt je-
nen serbischen Kräften Aufwind geben, welche
einen Territorialhandel in Bosnien-Herzegowina
oder zumindest eine noch grössere Autonomie
für die «Serbische Republik» fordern. Diese
Situation wird politisches Feingefühl, aber auch
Durchsetzungsvermögen verlangen; es ist des-
halb unabdingbar, dass die internationale Ge-
meinschaft eine klare Strategie für die nächsten
zwölf Monate verfolgt.

Die Probleme in Bosnien-Herzegowina be-
schränken sich jedoch nicht auf die Überwindung
des Entitäten-Modells von Dayton. Wie in vielen

nale Fachleute aus Zivilgesellschaft und Politik
die vordringlichen Massnahmen zur Überwin-
dung des Entitäten-Modells diskutieren. Meh-
rere Arbeitsgruppen sind bereits dabei, konkrete
Reformschritte hin zu einer stabilen Rechts- und
Gesellschaftsordnung zu entwickeln. Die Um-
setzung soll nach der Konferenz von Bürger-
Komitees im Lande selbst begleitet werden. Ein
wichtiger Aspekt dieses Ansatzes ist es, bosni-
schen Politikern und Politikerinnen ein neutra-
les Forum zu bieten, in welchem sie sich grund-
sätzlichen Fragen des Staatsaufbaus zuwenden
können.

Mit Hilfe von internationaler Koordination
sollten ähnliche prozessorientierte und lokal ge-
führte Netzwerke auch in andern Nachfolgestaa-
ten des früheren Jugoslawien gefördert werden.
Ohne eine starke Unterstützung aus den Zivilge-
sellschaften werden die EU-Annäherungsaufga-
ben nicht zu lösen sein. Zehn Jahre nach Dayton
sollte darum auch der Schweizer Beitrag zur
Stabilität auf dem Balkan jetzt deutlich in die
grossen strategischen Linien eingebettet wer-
den, welche die EU dort verfolgt. Nur so können
die brennenden Probleme Bosnien-Herzegowi-
nas und auch Kosovos gelöst werden. Die Gen-
fer Bosnien-Konferenz will mit ihren konkreten
Projekten einen Beitrag an eine solchermassen
verstärkte Kohäsion der internationalen Balkan-
politik leisten.

* Vreni Müller-Hemmi ist SP-Nationalrätin und
Mitglied der Aussenpolitischen Kommission. Sie
engagiert sich für Wiederaufbau und Demokrati-
sierung des Westbalkans und ist Vorstandsmit-
glied des Vereins Bosnien-Herzegowina 2005. Der
Politologe T. K. Vogel ist Doktorand an der New
School for Social Research und hat sechs Jahre in
Bosnien gelebt, wo er u. a. für die Uno arbeitete. Er
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Die internationale Konferenz «Ten Years of
Dayton and Beyond» findet am 20./21. Oktober
in Genf statt (www.bosnia2005.org).

Zwangsmassnahmen des jeweiligen Hohen Re-
präsentanten erreicht werden können. Die insti-
tutionellen Reformen der letzten Jahre sind tat-
sächlich alle unter dem Integrationsdruck bezie-
hungsweise einem Integrationswilen zu Stande
gekommen: Heute hat Bosnien-Herzegowina
endlich ein gesamtstaatliches Fernsehen, ein
Grenzwachtkorps und eine Steuerverwaltung.
Abkommen zur Schaffung einer entitätsüber-
greifenden Polizei und Armee sind kürzlich
getroffen worden und müssen in den nächsten
Jahren umgesetzt werden. Das alles hat zu
einem schrittweisen Abbau der Macht der Na-
tionalisten geführt, welche bisher in den Entitä-
ten konzentriert war.

Obwohl die Assoziierungs- und Beitritts-
perspektive also eine integrative Wirkung auf das
fragmentierte Bosnien-Herzegowina hat, kann
mit ihr allein die notwendige soziale und politi-
sche Transformation nicht erreicht werden.
Denn viele Politiker sind noch nicht bereit, für
einen EU-Beitritt ihre persönlichen Interessen
zurückzustellen.

Strategien bündeln

Solange sich die Menschen nicht als Bürgerin-
nen und Bürger Bosnien-Herzegowinas verste-
hen und ihr Heil immer noch in nationalistischen
Ideologien suchen, werden sie auch nicht in der
Lage sein, ihre Politiker zur Verantwortung zu
ziehen. Damit sich das ändert, braucht es neben
der Verhaftung von Radovan Karadzic und Ratko
Mladic dringend einen breiteren und sorgfältig
geführten Dialog über die Zukunft und Aus-
gestaltung eines lebensfähigen, nach demokrati-
schen und menschenrechtlichen Spielregeln
organisierten Staates. Diesen Prozess gilt es von
aussen zu unterstützen.

Mit schweizerischer wie internationaler Un-
terstützung organisiert deshalb der Verein Bos-
nien-Herzegowina 2005 diese Woche eine Kon-
ferenz in Genf, an der bosnische wie internatio-

Transformationsländern stehen auch hier den
fortschrittlichen Kräften solche gegenüber, die
sich gegen jegliche Veränderung sperren. Es ist
eine der Tragödien Bosnien-Herzegowinas, dass
sich antinationalistische Modernisierer bis heute
nicht glaubwürdig haben organisieren können,
was den kroatischen, serbischen und muslimi-
schen Nationalisten in ihren jeweiligen Kantonen
und Teilrepubliken regelmässig Wahlsiege be-
schert hat. Die Nationalisten deuten ihre Popula-
rität als Mandat, Reform und Modernisierung
herauszuzögern; Versuche, die einzelnen Landes-
teile stärker zu integrieren, sind ihnen ebenfalls
nicht willkommen.

Die nüchterne Analyse zeigt, dass zehn Jahre
nach Srebrenica und Dayton Bosnien-Herzego-
wina trotz enormer Wiederaufbauhilfe – zu der
auch die Schweiz grosszügig beigetragen hat –
weit von einem stabilen und funktionierenden
Rechtsstaat entfernt ist. Dies ist mit ein Grund für
die andauernd hohe Emigration vor allem jünge-
rer Menschen. Wenn das Land als Gesamtstaat
wirklich eine Zukunft haben soll, muss rasch mit
internationalem Sukkurs eine Strategie zur Über-
windung des Entitäten-Staats von Dayton gefes-
tigt und umgesetzt werden. Hier sind primär die
politischen Kräfte im Lande gefordert, die sich
allerdings verstärkt auf die Anliegen der Zivilge-
sellschaft einlassen müssen.

Ein breiter Dialog

Die zivilen Kräfte schöpfen viel Hoffnung aus
dem Umstand, dass sich das Land wie auch die
andern Staaten des früheren Jugoslawien der EU
annähern wollen. Dazu sind Reformen nötig:
Bereits die mittelfristige Assoziierung wird ohne
grundsätzlichen Wandel nicht möglich sein, der
langfristig angestrebte Beitritt noch viel weni-
ger. Institutionen und Parteien werden sich die-
sen Anforderungen anpassen müssen, auch
wenn es ihren eigennützigen Interessen wider-
spricht. Das hat bislang nur durch punktuelle


